Kohle vertreibt Indígenas und Schwarze

Menschenrechtswidriger Kohleabbau in Kolumbien

Von Bettina Reis

Drei Viertel aller Menschenrechtsverletzungen – politische Morde, Verschwindenlassen, Drohungen und Massaker – werden in den sechs kolumbianischen Departements registriert, in denen überwiegend Bodenschätze abgebaut werden. Fast 70 Prozent der Binnenflüchtlinge kommen aus Regionen, in denen sich die wirtschaftliche Aktivität auf die Ausbeutung von Kohle, Erdöl, Gold oder sonstigen Ressourcen konzentriert. Nach Meinung der kolumbianischen Gewerkschaften sind dafür die transnationalen Unternehmen verantwortlich, die mit den legalen und „illegalen“ Kräften des kolumbianischen Staates, also den Paramilitärs, alliiert sind. Der Kohleabbau in El Cerrejón ist dafür ein Beispiel. 

Cerrejón Zona Norte ist das größte Kohleförderprojekt in Lateinamerika. Das Unternehmen zum Abbau der riesigen Kohlevorkommen auf der Halbinsel Guajira im Nordwesten Kolumbiens begann vor mehr als 20 Jahren als ein Joint Venture, zu dem sich das staatliche Unternehmen Carbones de Colombia SA, kurz Carbocol, und Intercor, eine 100 Prozent-Tochter des US-Energiekonzerns ExxonMobil Corp., bei uns besser bekannt als Esso, zusammen schlossen. Das Projekt wurde in drei Phasen unterteilt: die Explorierungsphase von 1977-80, die Bauphase von 1980-86, und die Produktionsphase von 1986-2009. 

Die Gesamtinvestitionen für das Projekt, einschließlich der Mine, eines Hafens und der Infrastruktur, belaufen sich nach Angaben der Industrie auf ca. 3 Mrd. US-Dollar. Über eine 150 Kilometer lange Bahnstrecke wird die hochwertige Kohle zum Export an den Karibik-Hafen Puerto Bolívar gebracht und von dort aus verschifft. Über 90 Prozent der Kohleverkäufe sind durch Langzeitverträge abgesichert. In den letzten 15 Jahren wurden durchschnittlich 15 Mio. Tonnen thermische Kohle pro Jahr abgebaut. 2001 waren es bereits 19,4 Mio. Tonnen, für 2005 ist ein Output von 25 Mio. Tonnen projiziert. Trotz dieser gigantischen Produktion sind in dem Projekt nur ca. 4600 Personen beschäftigt.

Die Förderung der kolumbianischen Kohle ist derzeit voll in ausländischer Hand. Im Jahre 2000 veräußerte die kolumbianische Regierung den Staatsbetrieb Carbocol an die Konzerne Anglo-American (Sitz in Südafrika und UK), BHP Billiton (Australien und UK) und Glencore (Schweiz). Anfang 2002 kauften diese drei Partner auch die Anteile von Intercor (Exxon) für die Summe von 336 Mio. US-$ und sind jetzt allein verantwortlich. „300 Mio. Dollar hat der kolumbianische Staat durch den Verkauf von Carbocol an die Multis verloren, insgesamt 1,2 Mrd. US-$ Verlust hat die Nation in den 25 Jahren der Tätigkeit von Exxon im Cerrejón gemacht“, kritisieren die Bergbaugewerkschaften in einem Brief an Staatspräsident Uribe am 20. August. Bei dieser Aussage stützen sie sich auf Angaben des kolumbianischen Rechnungshofs. Korruption auf allen Ebenen haben den Multis auch in Kolumbien immer zum Vorteil verholfen. Die nationalen Gesetze werden gern umgangen, ignoriert oder sogar abgeschafft, wenn dabei größere Gewinne für die Multis rausspringen. Es ist unverständlich, warum Bergbauminister z.B. Abgabenordnungen „multi-gefällig“ gestalten, obwohl dadurch verminderte Einnahmen für die Gemeinden in den Gebieten mit Bodenschätzen verbunden sein können. So geschehen auch im Fall des Kohleabbaus im Cerrejón.

Aviva Chomsky ist Dozentin für lateinamerikanische Geschichte am Salem State College im US-Staat Massachusetts und Mitglied des dortigen North Shore Colombia-Solidaritätskomitees. In Salem wird Kohle aus dem Cerrejón zur Energiegewinnung verarbeitet. „An der Produktion und der Ausfuhr der Kohle vom Cerrejón profitieren viele: allen voran ExxonMobil und die US-Energie-Unternehmen“, meint Aviva Chomsky. Die Kohle aus dem Cerrejón hat nur einen niedrigen Schwefelgehalt und erzeugt wenig Asche. Dadurch könnten die Energiefirmen leichter die Umweltauflagen erfüllen, ohne viel Geld in die Reinigung ihrer Anlagen stecken zu müssen. Auch die US-BürgerInnen profitierten von der relativ sauberen Luft und dem billigem Strom, meint Chomsky. „Die Zahl der direkt Betroffenen in Kolumbien ist vielleicht nicht sehr hoch, aber ihr Schaden ungleich größer: Sie bezahlen mit dem Verlust ihrer Gesundheit, ihres Landes, ihres Lebensraum und sogar des Lebens.“

Im Departement Guajira, das im Osten an Venezuela angrenzt, lebt die größte indigene Gruppe Kolumbiens, die Wayuu. Auch afrokolumbianische Gemeinden wohnen dort. Von Beginn an, seit den 80er Jahren, wehrten sich die Wayuu-Indígenas gegen den Kohleabbau auf ihrem traditionellen Habitat. In der Bauphase fanden zumindest noch einige Indígenas Arbeit in dem Megaprojekt. Aber als die Kohleförderung wirklich ins Rollen kam, wurden die meisten entlassen. 1988 wurden die letzten Indígenas wegen gewerkschaftlicher Aktivitäten gefeuert. „Unsere Gemeinden haben sehr gelitten. Ihre Menschenrechte wurden verletzt, ihr Land usurpiert, ihre Häuser zermalmt, ja selbst ihr Blut wurde vergossen, damit die Kohle aus dem Cerrejón nach Salem und sonst wohin kommt“, klagt Remedios, eine Wayuu-Indígena, bei einem Besuch auf Einladung des US-Solidaritätskomitees.

Derzeit sind vor allem afrokolumbianische Gemeinden von schweren Menschenrechtsverletzungen in Zusammenhang mit dem Kohleabbau betroffen. Sie leben zum Teil seit über 300 Jahren auf der Halbinsel. Am 9. August 2002 wurde das Dorf Tabaco im Landkreis Hato Nuevo platt gemacht, in gemeinsamer Aktion der staatlichen  Sicherheitskräfte, Zivilbehörden, und dem Personal und Bulldozzern des Multis Intercor. 700 Familien wurden dadurch ihrer Heimat beraubt. Heute leben sie verstreut und ohne ihr Hab und Gut in Nachbargemeinden. 

In einer Petition an die kolumbianische Regierung vom 24. Juni 2003, in der sie detailliert auf die Menschenrechtsverletzungen eingeht, fordert Marta Lucía Rentira, die die afrokolumbianischen Gemeinden vertritt, den Wiederaufbau des Dorfes in vergleichbarem Zustand, mit allem was dazu gehörte: der Dorfkirche, der Polizeistation, dem Friedhof, dem Fußballplatz, den Wassertanks, den schattenspendenden Bäumen usw. Auch will sie eine finanzielle Entschädigung für den Tod von drei Personen im Zusammenhang mit dem Kohleprojekt erreichen. Jorge Garizado und Ramiro Rey wurden ermordet auf dem Bergwerksgelände gefunden. Aura Pérez starb im November 2002 infolge einer schweren Depression, die von dem Schrecken der gewaltsamen Räumung und der Entwurzelung herrührte. 

Das Schreiben der Menschenrechtsanwältin enthält einen langen Forderungskatalog und führt eine umfassende Liste all der Rechte der afrokolumbianischen Gemeinden auf, die bei dem gemeinsamen Vorgehen von kolumbianischem Staat und Energiekonzernen verletzt wurden: das Recht auf Leben, Gesundheit, Wohnung, Bildung, der Kinder, Gleichheit, Geschichte, Kultur, Familie, politische, administrative und territoriale Organisation, Umwelt und Produktion der afrokolumbianischen Gemeinden, usw.. 

Detailliert schildert sie, wie die BewohnerInnen vom Unternehmen hinters Licht geführt und  betrogen wurden, und wie die kolumbianischen Behörden diese Machenschaften deckten. Von 230 Familien hatte der Konzern die Einstimmung zum Verkauf ihres Grund und Bodens erreicht. Für einen lächerlichen Betrag, und oft mittels Druck: Eine Mutter von sechs Kindern ließ die Sozialarbeiterin von Intercor eine Art Verkaufsquittung unterschreiben, sonst würden ihr die Kinder weggenommen. Die staatliche Sozialbehörde deckte das erpresserische Vorgehen. 

Um dem Weggehen der BewohnerInnen nachzuhelfen, wurde über Monate eine ganze Bandbreite von Druckmitteln angewendet. Die öffentliche Versorgung mit Wasser und Strom wurde eingestellt und das Telecom-Büro – für eine Landgemeinde eine überlebenswichtige Einrichtung – geschlossen. Auch gab es keinen Schulunterricht mehr. Der Friedhof wurde abgebrannt. 120 Familien ließen sich auf keinerlei Verhandlungen mit Intercor ein und suchten sich einen Rechtsbeistand. Ihre Häuser wurden schließlich mitten in der Nacht demoliert. Bei der gewaltsamen Räumung gab es Verwundete, Erwachsene und Kinder wurden traumatisiert. 

In einer ähnlich angsterfüllten Situation befinden sich heute mehrere Nachbargemeinden. Im Dorf Remedios leben derzeit 450 Familien, die meisten von ihnen sind aus Tabaco gekommen. Dort wurde im Februar diesen Jahres der Strom abgestellt, Gesundheitsposten und Schule zugemacht. Selbst die Kirche bietet keine Zuflucht mehr. Sie ist ebenfalls geschlossen. 

Die Gemeinden sind durch den sich expandierenden Kohleabbau regelrecht eingekesselt. Ihr Alltag wird von den Regeln bestimmt, die Intercor auferlegt. Es ist unmöglich geworden, sich frei zu bewegen. Zwölf Stunden am Tag sind die Zufahrtswege zum Dorf gesperrt, es ist verboten, in der Gegend herumzufahren. „Das macht die Leute zu Gefangenen auf ihrem eigenen Land“, meint ihre Anwältin. Wenn jemand erkrankt, müssen sie sich eine Transportgenehmigung von dem privaten Wachdienst des Unternehmens holen. Das kann drei Stunden dauern, falls es überhaupt gelingt, einen Wächter ausfindig zu machen. Dabei sind sie auf ihrem eigenen Land!

Roche ist ein Dorf im Landkreis Barrancas, ebenfalls im Kohleabbaugebiet, in dem heute nur noch 30 Familien leben. Die meisten der 150 Häuser sind bereits unbewohnt. Auch hier  ein vergleichbares Panorama: kein Wasser und kein Strom, keine Schulen und kein öffentliches Telefon. Und Repressalien für diejenigen, die sich den Interessen des Multis entgegenstellen. „Die Gemeinden hier leben traditionell von der Jagd, dem Fischfang, der Landwirtschaft, der Viehzucht und der Haltung von sonstigen Haustieren. Das ist für sie derzeit eine Gefahr. Der private Wachdienst des Multis Intercor schüchtert die Leute ein oder nimmt sie gar fest, wenn sie sich auf den Wegen befinden, die das Unternehmen innerhalb des Gebiets der Gemeinde angelegt hat“, klagt die Menschenrechtlerin. Jhan Carlos Frias, ein Bewohner von Roche, wurde deshalb bereits mehrmals von einem privaten Wachdienst und vom Militär festgenommen und 24 Stunden auf dem Bergwerksgelände ohne Wasser und Brot eingeknastet. Das Militär hat auf dem Betriebsgelände eine eigene Basis.  

Auch die Wasserversorgung ist in den von Vertreibung bedrohten Gemeinden zu einem großen Problem geworden. Das Dorf La Roche bezieht sein Wasser normalerweise aus dem Fluss La Ranchería, einem der wichtigsten der Region. Zur Zeit wird das Wasser auf Pferde- und Eselsrücken herangeschleppt, da die mit Strom funktionierende Turbine nicht mehr geht. Der Fluss führt aber fast kein Wasser mehr. Der Konzern staut das Wasser für die alleinige Nutzung für die Kohleförderung – zum Nachsehen der Gemeinden. 

Es gibt zahlreiche Beschwerden über die Kontaminierung von Flüssen und Bächen infolge des industriellen Kohleabbaus. Das Wasser wird allerorts auch von den BewohnerInnen verwendet, ohne Aufbereitung. Sie klagen über Hautprobleme. Häufige Erkrankungen der Atemwege werden auch durch den Kohlestaub gefördert. 

„Die Behörden, die in unverantwortlicher Weise an diesem kulturellen Genozid beteiligt sind, führen an, dass dort überhaupt keine ethnischen Gemeinden leben würden. (...) Die Aktionen des Multis Intercor gegen die einheimische Bevölkerung sind den zivilen und militärischen Behörden bekannt und werden von ihnen toleriert und gebilligt. Die Leute sagen: Man meint, sie seien Firmen- und nicht Staatsangestellte! Dadurch werden die zivilen, politischen, wirtschaftlichen, sozialen, territorialen und kulturellen Rechte der afrokolumbianischen Gemeinden, die in dieser Region im Norden Kolumbiens leben, sehr gefährdet“, warnt die Menschenrechtsanwältin Renteria in ihrem Schreiben an die Regierung. 

Eine Stimme, die nicht gehört werden wird. Die Regierung von Präsident Alvaro Uribe hat eine sogen. Umstrukturierung und weitere Privatisierung des kolumbianischen Bergbausektors angekündigt. Dadurch werden die wenigen Kontrollinstrumente des kolumbianischen Staates, z.B. Umweltauflagen, zugunsten der Konzerne weiter aufgegeben werden. Eine gefährliche Entwicklung in einem Land, dessen massive Menschenrechtsverletzungen zu wenig in direkten Zusammenhang mit Globalisierungs- und Privatisierungsinteressen gebracht werden. 

� Veröffentlicht in ila 268/2003 (Manuskript – Veröffentlichte Fassung gekürzt)
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� Chomsky, Aviva: Coal Mines and Communities in Colombia: The Salem Connection. September 2, 2002. www.colombiareport.org/colombia128.htm
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